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Bebauungsplan „Marina am Prerauer Stich“ - Prüfung Anwendungsvoraussetzungen § 13a BauGB  
 

Für den dargestellten Geltungsbereich 
soll ein Bebauungsplan „Marina am 
Prerauer Stich“ aufgestellt werden. Das 
Plangebiet mit einer Fläche von ca. 2,3 
ha umfasst in der Gemarkung 
Zehdenick, Flur 4 die Flurstücke 625 tlw., 
627 tlw. und Flur 5 die Flurstücke 107/3, 
112/3 tlw.  
 
Ziel des o.g. Bebauungsplans soll sein, 
durch Festsetzung eines sonstigen 
Sondergebietes „Marina“ gemäß § 1 
Absatz 2 BauNVO die Realisierung und 
den Betrieb einer Marina (einschließlich 
der erforderlichen Nebenanlagen) 
planungsrechtlich zu ermöglichen und 
die Entwicklung des ehemaligen 
Industriegeländes zu einer modernen 
Marina mit zeitgemäßer Infrastruktur zu 
sichern. 
 

 
 
Als Nutzungen vorgesehen sind: 

» ein Hafengebäude, 
» sanitäre Einrichtungen, 
» ein Restaurant, 
» Wohnmobilstellplätze, 
» eine Betriebswohnung, 
» Zimmer für Radreisende, 
» ein Verkaufsbüro, 
» die Überdachung von Teilen einer 

vorhandenen Kranbahn sowie 
» Stellflächen für Boote, Pkw, 

Fahrräder und Bollerwagen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13a BauGB liegen vor, weil 

1. das Bauvorhaben der Wiedernutzbarmachung einer ursprünglich gewerblich und nach wie 
vor nahezu vollversiegelten Fläche sowie der Nachverdichtung dient und somit eine 
Maßnahme der Innenentwicklung darstellt, 

2. weniger als 20.000 m2 Grundfläche festgesetzt werden, wobei die festzusetzende 
Grundfläche absehbar weiterer in engem zeitlichen, sachlichen und räumlichen 
Zusammenhang aufgestellter Bebauungspläne bereits berücksichtigt ist, 
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3. durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, 

4. keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in  § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b 
BauGB genannten Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

 
Zu 1.: 

Wiedernutzbarmachung von Flächen? 

Es handelt sich bei der Maßnahme um eine Wiedernutzbarmachung von Flächen, da die Flächen bis 

industriell-gewerblich, d.h. als Betonwerk genutzt wurden und aktuelle nahezu vollständig versiegelt 

sind. 

Maßnahme der Innenentwicklung? 

Eine Wiedernutzbachmachung von Flächen könnte auch im Außenbereich erfolgen, dann würde es 

sich jedoch nicht um eine Maßnahme der Innentwicklung handeln.  

Bis .... wurde das gesamte Gelände zwischen Prerauer Stich und Ziegeleistich als Betonwerk genutzt, 

d.h. sowohl die noch vorhandenen Gebäude als auch die zu überplanenden Flächen nördlich der 

Gebäude. Das Areal bildete daher sowohl baulich als auch funktional eine Einheit.  

Mittlerweile wird das Gelände, d.h. ein Großteil der Gebäude und der Freiflächen durch die Marina 

am Prerauer Stich genutzt. Somit sind nach wie vor sowohl der baulich-räumliche als auch der 

funktionale Zusammenhang gegeben.  

Die vormals industriell genutzten Flächen liegen ganz eindeutig innerhalb des im Zusammenhang 

bebauten Ortsteils und stellen somit selbst keine Splittersiedlung dar. Aufgrund des oben 

beschriebenen baulich-räumlichen und funktionalen Zusammenhangs lässt sich auch nicht 

schlussfolgern, dass die nun zu überplanenden Flächen für sich eine Splittersiedlung bilden. Sie 

gehören somit wie das gesamte Gelände zum „Innenbereich“. Die Aufstellung des Bebauungsplans 

mit dem Ziel, die vormals gewerblich-industriell genutzten Flächen einer neuen Nutzung 

(Wiedernutzbarmachung von Flächen) zuzuführen, ist daher eine Maßnahme der Innenentwicklung. 

 

Zu 2. 

In dem ca. 2,3 Hektar großen Plangebiet sollen weniger als 20.000 m2 Grundfläche festgesetzt 

werden. Der Gesetzgeber hat in § 13 BauGB Abs. 1 für den Fall, dass weder eine GRZ noch eine 

Grundfläche festgesetzt werden, die insgesamt voraussichtlich aufgrund der Planung zusätzlich 

versiegelte Fläche als maßgebliche Kenngröße bestimmt. Da die zu überplanenden Fläche bereits 

nahezu vollständig versiegelt sind, wäre selbst bei Nicht-Festsetzung einer GRZ oder einer 

Grundfläche nicht zu befürchten, dass zusätzlich Flächen von mehr als 20.000 m2 versiegelt werden. 

 

Zu 3. 

Keines der oben aufgeführten Vorhaben unterliegt der Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung. 
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Zu 4. 

Im Rahmen der Beantragung einer Genehmigung für die Errichtung einer Sammelsteganlage im 

Prerauer Stich wurden in 2017 naturschutzfachliche Untersuchungen durchgeführt, die u.a. zu 

folgendem Ergebnis kamen: 

Die Grenze zum Naturschutzgebiet „Klienitz“ und zum FFH-Gebiet „Zehdenicker- Mildenberger 
Tonstiche“ liegt im Einfahrtsbereich des Prerauer Stichs in etwa 350 m Entfernung zum Vorhaben. 
Der Prerauer Stich gehört nicht zu den Kernflächen eines Biotopverbundes und hat damit keine 
Bedeutung für diesen.“ 
Es bestehen daher keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in  § 1 Absatz 6 Nummer 7 
Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter oder darür, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 
 
Berlin, 15.02.2021 
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